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3. Rechtfertigungsgrund nach Art. 8 Abs. 2 EMRK

151. Mit Bezug auf seine Feststellungen zu Art. 5 Abs. 1 (s. o. 
Nr. 110) weist der Gerichtshof erneut darauf hin, dass nur 
untersucht werden muss, ob der Eingriff in das Recht der Bf. 
auf Achtung ihres Privatlebens nach Art. 8 Abs. 2 gerechtfertigt 
war, soweit die Behörden, insbesondere die Gerichte, an diesem 
Eingriff aktiv mitgewirkt hatten. Soweit festgestellt wurde, dass 
der Staat seiner positiven Verpflichtung aus Art. 8 Abs. 1, die 
Bf. vor Eingriffen durch Private in ihr Privatleben zu schützen, 
nicht nachgekommen ist, zieht dieser Ausspruch eine Verletzung 
von Art. 8 nach sich.

152. Daher ist zu untersuchen, ob der Eingriff der nationalen 
Gerichte in das Recht der Bf. auf Achtung ihres Privatlebens 
im Sinne von Art. 8 Abs. 2 gesetzlich vorgesehen war. Der Ge-
richtshof stellt fest, dass es zwischen den Parteien nicht strittig 
ist, dass für die Unterbringung einer geisteskranken Person zur 
medizinischen Behandlung ihrer Erkrankung ein Gerichtsbe-
schluss erforderlich war, wenn diese nicht zur Einwilligung be-
reit oder einwilligungsunfähig war (§ 3 Unterbringungsgesetz). 
Die Unterbringung der Bf. in der Klinik zu der medizinischen 
Behandlung von 1977 bis 1979 war durch keinen Gerichtsbe-
schluss angeordnet worden. Daher war der Eingriff in ihr Recht 
auf Achtung des Privatlebens im Sinne von Art. 8 Abs. 2 nicht 
gesetzlich vorgesehen.

153. Folglich ist Art. 8 EMRK verletzt worden. (...)

X. Anwendung von Art. 41 EMRK

(...) 176. Was den Anspruch der Bf. im Hinblick auf den ma-
teriellen Schaden angeht, weist der Gerichtshof erneut darauf 
hin, dass zwischen dem von der Bf. geltend gemachten mate-
riellen Schaden und der festgestellten Konventionsverletzung 
ein eindeutiger Kausalzusammenhang bestehen muss und dann 
ggf. auf Ersatz für entgangenes Einkommen oder den Verlust 
anderer Einnahmequellen erkannt wird (s. u. a. Rechtssache 
Barberà, Messegué und Jabardo ./. Spanien [Art. 50], Urteil vom 
13.6.1994, Serie A, Bd. 285-C, S. 57 und 58, Nrn. 16 bis 20, 
und Rechtssache Çakıcı ./. Türkei [GC], Individualbeschwerde 
Nr. 23657/94, EuGHMR 1999-IV, Nr. 127). Im vorliegenden 
Fall merkt der Gerichtshof an, dass er im Hinblick auf den 
Aufenthalt der Bf. in der Klinik Dr. H. von 1977 bis 1979 eine 
Verletzung der Art. 5 Abs. 1 und 8 festgestellt hat. Er stellt 
fest, dass die Bf. den Beruf einer Ingenieurin oder technischen 
Zeichnerin vor ihrer Unterbringung in der Klinik weder erlernt 
noch ausgeübt hatte, so dass durch die Freiheitsentziehung 
keine bestehende Einnahmequelle zerstört worden ist. Dem 
Gerichtshof ist bewusst, dass der zwangsweise Aufenthalt der 
Bf. in der Klinik, die medizinische Behandlung, der sie dort 
unterzogen wurde, und die gesundheitlichen Folgen ihre be-
ruflichen Chancen stark beeinträchtigt haben. Er kann jedoch 
keine Mutmaßungen darüber anstellen, welchen Beruf die Bf. 
ergriffen hätte und wie hoch ihr Einkommen ohne ihren Auf-
enthalt in der Klinik von 1977 bis 1979 später gewesen wäre. 
Folglich ist ein eindeutiger kausaler Zusammenhang mit dem 
der Bf. entgangenen geschätzten Einkommen und Ruhegeld, die 
auf dieser Grundlage berechnet wurden, nicht nachgewiesen 
worden. (...)

178. Was den Anspruch der Bf. im Hinblick auf den imma-
teriellen Schaden angeht, verweist der Gerichtshof auf seine 
vorstehenden Feststellungen schwerer Verletzungen der Art. 
5 Abs. 1 und 8 EMRK in vorliegender Rechtssache. Er stellt 
noch einmal fest, dass die Bf. ohne Rechtsgrundlage in der 
Klinik untergebracht und dort in einem recht jugendlichen 

Alter mehr als zwanzig Monate lang behandelt wurde. Die 
Beeinträchtigungen der körperlichen Unversehrtheit der Bf. 
durch ihre zwangsweise medizinische Behandlung waren be-
sonders schwerwiegend. Sie hatten eine schwere irreversible 
Gesundheitsschädigung verursacht und ihr sogar die Möglich-
keit genommen, ein selbstbestimmtes Berufs- und Privatleben zu 
führen. Der Gerichtshof weist darauf hin, dass der Fall der Bf. 
im Hinblick auf die Bemessung der immateriellen Schäden von 
Rechtssachen wie H. L. ./. Vereinigtes Königreich (aaO Nrn. 148 
bis 150) zu unterscheiden ist. In der vorliegenden Rechtssache 
ist es äußerst zweifelhaft – und dies ist auch von keiner Partei 
unterstellt worden – dass der Bf. nach dem geltenden Recht 
überhaupt gegen ihren Willen die Freiheit hätte entzogen wer-
den können, weil sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
erheblich gefährdete (§ 2 Unterbringungsgesetz, s. o. Nr. 53). 
Unter Berücksichtigung vergleichbarer Individualbeschwerden 
in seiner Rechtsprechung, in denen die körperliche und psy-
chische Unversehrtheit der Beschwerdeführer auch erheblich 
beeinträchtigt worden war (s. z. B. Rechtssache A. ./. Vereinigtes 
Königreich, Individualbeschwerde Nr. 25599/94, EuGHMR 
1998-VI, Nr. 34, sowie Rechtssache Peers ./. Griechenland, In-
dividualbeschwerde Nr. 28524/95, EuGHMR 2001-III, Nr. 88) 
entscheidet der Gerichtshof nach Billigkeit und spricht der Bf. 
75 000 Euro als Entschädigung für den immateriellen Schaden 
zuzüglich ggf. zu berechnender Steuern zu. (...)

Anmerkung:

Die redaktionelle Bearbeitung und die Formulierung der Leit-
sätze erfolgte durch Helmut Pollähne und Dorothea Rzepka; 
ihre ausführliche Würdigung der Entscheidung erscheint in 
Heft 1/2006.

2. Zwangsbehandlung während betreuungsrechtlicher 
Unterbringung 
OLG Celle, Beschluss v. 10.8.2005 – 17 W 37/05 
§§ 1906 BGB, 70 g Abs. 5 FGG

Leitsatz:

Auch für stationäre Zwangsbehandlungen bietet das Betreu-
ungsrecht keine ausreichende gesetzliche Grundlage.

Aus den Gründen:

(...)
II. a) Entgegen der den Beschlüssen stillschweigend zugrunde 

liegenden Auffassungen des Amtsgerichts und Landgerichts 
Hildesheim ist eine Zwangsbehandlung auf betreuungsrecht-
licher Grundlage rechtlich nicht zulässig und daher nicht ge-
nehmigungsfähig.

Der Senat folgt insoweit der Auffassung, nach der in An-
lehnung an die Entscheidung des Bundesgerichtshofs zur am-
bulanten Zwangsbehandlung (FamRZ 2001, 149) auch die 
stationäre Zwangsbehandlung auf der Grundlage des Betreu-
ungsrechts infolge des Fehlens einer ausreichenden Rechts-
grundlage als rechtlich nicht zulässig angesehen wird (OLG 
Thüringen, R&P 2003, 29; Marschner, Zwangsbehandlung 
in der ambulanten und stationären Psychiatrie, R&P 2005, S. 
47 ff. mit weit. Hinweisen). Die Gegenposition (OLG Schleswig, 
FamRZ 2002, 984; OLG Düsseldorf, Az. I – 25 WX 73/03; 
OLG München, OLGR 2005, 394; Roth in Erman, 11. Aufl. 
Rdnr. 29; Damrau/Zimmermann, Betreuungsrecht 3. Aufl., 
§ 1904, Rdnr. 16) geht von einer grundsätzlichen Zulässigkeit 
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der betreuungsrechtlichen Zwangsmedikation aus und sieht 
dabei die Regelungen des § 1906 Abs. 1 Nr. 2 bzw. des § 1906 
Abs. 4 BGB als ausreichende Rechtsgrundlage an. Kriterium 
für die Zulässigkeit der Zwangsbehandlung sei deren Verhält-
nismäßigkeit angesichts der ansonsten drohenden gewichtigen 
Gesundheitsschäden. Dabei wird teilweise die Verhältnismäßig-
keit auf die Fälle lebensnotwendiger Behandlungen beschränkt 
(Hoffmann/Klie, Freiheitsentziehende Maßnahmen, S. 44).

In seiner Entscheidung vom 11. Oktober 2000 verlangt 
der Bundesgerichtshof (a. a. O., S. 152) unter Hinweis auf 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts für jede 
Zwangshandlung gegen den Widerstand des Betreuten eine 
ausdrückliche Rechtsgrundlage durch ein formelles Gesetz. So-
weit dieses formelle Gesetz teilweise in der Regelung des § 1906 
Abs. 1 Nr. 2 bzw. 1906 Abs. 4 BGB gesehen wird, überzeugt 
diese Auffassung nicht. Der sprachlich eindeutige Gesetzestext 
enthält nur die Befugnis zur Unterbringung bzw. unterbrin-
gungsähnlichen Maßnahmen, nicht jedoch auch die Befugnis 
zur – gemessen an der Eingriffintensität – deutlich schwerwie-
genderen Zwangsbehandlung. Zwar hätte es durchaus eine 
innere Logik, dass derjenige der zu Behandlungszwecken gemäß 
§ 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB geschlossen untergebracht wird, auch 
dort gegen seinen Willen behandelt werden darf. Dieser Logik 
ist der Gesetzgeber des Betreuungsgesetzes jedoch ausdrück-
lich nicht gefolgt und hat von der gesetzlichen Regelung der 
Zwangsbehandlung ausdrücklich abgesehen (BT-Drs. 11/4528, 
S. 72). Dementsprechend hat der Gesetzgeber auch die Zwangs-
befugnisse für den Betreuer geregelt und in § 70 g Abs. 5 FGG 
die Befugnis zur Gewaltanwendung nur für die Zuführung zur 
Unterbringung, nicht jedoch auch zur Durchsetzung einer Be-
handlung vorgesehen. Vor diesem Hintergrund ist dem OLG 
Thüringen darin zuzustimmen, dass die Regelung des § 1906 
BGB nicht als hinreichende formelle Rechtsgrundlage für eine 
Zwangsbehandlung angesehen werden kann (R&P 2003, 29). 
Da vorliegend eine andere Rechtsgrundlage für die Zwangsbe-
handlung (z. B. § 21 Abs. 3 NPsychKG) nicht ersichtlich ist, ist 
die Rechtswidrigkeit der Zwangsbehandlung des Betroffenen 
festzustellen.

b) Die vorstehende Rechtsfrage kann jedoch letztlich da-
hinstehen und somit eine Vorlage nach § 28 Abs. 2 FGG an 
den Bundesgerichtshof unterbleiben, da die Entscheidung des 
Landgerichts Hildesheim auch unter Zugrundelegung der Ge-
genauffassung (der grundsätzlichen Zulässigkeit einer betreu-
ungsrechtlichen Zwangsbehandlung) aus anderen Gründen 
rechtsfehlerhaft ist. Die Entscheidung des Landgerichts ist 
nämlich unter Verstoß gegen den geltenden Amtsermittlungs-
grundsatz zustande gekommen. Nach § 12 FGG ist das Gericht 
auch im Beschwerdeverfahren (vgl. Keidel/Kuntze/Winkler, 
15. Aufl., § 12 Rdnr. 63) von Amts wegen verpflichtet, die 
zur Feststellung der Tatsachen erforderlichen Ermittlungen 
selbst durchzuführen. Dieser Grundsatz gilt gemäß §§ 70 
Abs. 3, 69 g Abs. 5 FGG auch im Unterbringungsverfahren. 
Der weiteren Beschwerde ist darin zuzustimmen, dass schon 
der technische Ablauf einer medikamentösen Zwangsbehand-
lung (Festhalten bzw. Festschnallen des Patienten durch eine 
Übermacht von Pflegekräften und Verabreichung einer Spritze 
mit Medikamenten, die teilweise mit erheblichen, ihrerseits 
behandlungsbedürftigen Nebenwirkungen verbunden sind) 
überdeutlicht macht, dass diese mit erheblichen Grundrecht-
seingriffen verbunden ist. Alle Vertreter der grundsätzlichen 
Zulässigkeit einer betreuungsrechtlichen Zwangsbehandlung 
setzen daher für die Genehmigung einer solchen Maßnahme 

stets eine strenge Verhältnismäßigkeitsprüfung voraus (z. B. 
OLG Schleswig FamRZ 2002, 985). Ohne einen umfassend 
aufgeklärten und festegestellten Sachverhalt ist eine solche Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung jedoch nicht möglich. Ein so hinrei-
chend ermittelter Sachverhalt lässt sich jedoch weder aus den 
Amts- und Landgericht getroffenen Feststellungen noch aus 
dem sonstigen Akteninhalt entnehmen.

Aus den vom Gericht getroffenen Feststellungen sowie aus 
den Akten lässt sich z. B. nicht feststellen, wie schwer das kon-
krete Krankheitsbild zum Zeitpunkt der stationären Aufnah-
me und zum Zeitpunkt der zu treffenden Entscheidung war 
und welche, wie nachhaltige Besserung zu erwarten werden 
konnte. Aus dem Anhörungsprotokoll ergibt sich lediglich die 
ärztliche Feststellung, dass der Patient weiterhin dringend be-
handlungsbedürftig und seine Entlassung nicht vertretbar sei, 
weil (dann) seine Gefährdung nicht auszuschließen sei. Weder 
ist ein genauer Grund der akuten Gefährdung erkennbar noch 
wird deutlich, was konkret bei einer Entlassung für den Be-
troffenen zu befürchten gewesen wäre. Ungeklärt ist zudem 
die Frage geblieben, ob dem Betroffenen bei Fortdauer der 
Unterbringung in dem geschützten Rahmen des Landeskran-
kenhauses ohne medikamentöse Zwangsbehandlung gewichtige 
Gesundheitsschäden gedroht hätten. So lässt sich z. B. aus den 
Akten nicht entnehmen, ob der Betroffene auch in der Klinik 
weiterhin die Aufnahme von Essen und Trinken verweigert hat. 
Die Formulierungen in den Protokollen deuten eher darauf hin, 
dass insoweit wohl eine – in ihren Ausmaßen allerdings völlig 
unklare – Besserung eingetreten ist. Schließlich wäre für die 
gebotene Verhältnismäßigkeitsprüfung auch zu klären gewesen, 
mit welchen Nebenwirkungen bei dem beabsichtigten Neuro-
leptikum zu rechnen war. Dies gilt vorliegend schon deswegen 
im besonderen Maße, als der Betroffene bei Vorbehandlungen 
mit Neuroleptika unter erheblichen Nebenwirkungen gelitten 
hatte.

Zu Recht beanstandet die Beschwerde darüber hinaus, dass 
das Landgericht das Vorliegen einer wirksamen und damit 
auch zu beachtenden Patientenverfügung nicht in ausreichen-
der Weise aufgeklärt habe. Maßstab für die vom Gericht ggf. 
zu genehmigende Entscheidung des Betreuers, einer Zwangs-
genehmigung zuzustimmen, ist § 1901 BGB. Entscheidend ist 
danach der erklärte Wunsch des Betroffenen (§ 1901 Abs. 3 S. 1 
und 2 BGB). Im vorliegenden Fall somit ggf. die vorliegenden 
schriftlichen Verfügungen des Betroffenen. Deren Wirksamkeit 
und Reichweite hätte folglich aufgeklärt werden müssen. Das 
ist jedoch nicht geschehen. Das ärztliche Gutachten des Lan-
deskrankenhauses Hildesheim nimmt lediglich zu der (ersten) 
Patientenverfügung des Betroffenen vom 22. Juli 2004, nicht 
jedoch auch zu der späteren Verfügung vom 4. Oktober 2004 
Stellung. Die ärztliche Stellungnahme im Rahmen der Anhörung 
des Betroffenen am 22. März 2005 ist so unbestimmt und nur 
auf Teilbereiche der Verfügung vom 4. Oktober 2004 bezogen, 
dass sie in keiner Weise ausreicht, zureichende Rückschlüsse 
auf die Wirksamkeit der Verfügung vom 4. Oktober 2004 zu 
ziehen. Die Wirksamkeit der beiden – ggf. maßgeblichen – Ver-
fügungen des Betroffenen ist somit völlig unklar geblieben.

Anmerkung:

Das OLG Celle bestätigt die von mir vertretene Auffassung 
(R&P 2005, 47 ff.), dass nach geltendem Betreuungsrecht 
es auch keine Rechtsgrundlage für die Genehmigung einer 
Zwangsbehandlung gegen den ausdrücklichen Widerstand des 
Betroffenen während der Unterbringung durch den Betreu-
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er gibt. Damit liegen nunmehr gegensätzliche Auffassungen 
verschiedener Oberlandesgerichte zur Frage der stationären 
Zwangsbehandlung im Betreuungsrecht vor. Eine Vorlage zum 
BGH unterblieb, weil das OLG Celle auch erhebliche Zweifel 
an der Verhältnismäßigkeit einer ggf. als zulässig zu erachten-
den Zwangsbehandlung hatte. Der BGH wird diese Frage aber 
klären müssen, damit im Einzugsbereich verschiedener Oberlan-
desgerichte sich nicht eine unterschiedliche Praxis entwickelt. 
Es ist daher zu wünschen und auch wahrscheinlich, dass es in 
absehbarer Zeit zu einer Vorlage an den BGH kommen wird.

Rolf Marschner

3. Zulässigkeit der Untätigkeitsbeschwerde; 
Fristüberschreitung bei Maßregelvollstreckung 
BVerfG (3. Kammer des 2. Senats), Beschluss v. 16.11.2004 
– 2 BvR 2004/04 
Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG; § 67 e StGB

Leitsätze (der Redaktion):

1. Die grundlose Missachtung einer zur verfahrensrechtlichen 
Absicherung eines Grundrechts vorgesehenen Frist (grundlose 
Untätigkeit) kann die Zulässigkeit einer reinen Untätigkeits-
beschwerde begründen.
2. Ist eine im Gesetz vorgesehene, der verfahrensrechtlichen Ab-
sicherung des Freiheitsgrundrechts dienende Entscheidungsfrist 
einzuhalten, so sind Vorkehrungen zu treffen, die das Einhalten 
dieser Frist auch bei gleichzeitiger Bearbeitung eines Rechts-
mittels ermöglichen.
3. Der Grundrechtsschutz der von langjähriger Freiheitsentzie-
hung Betroffenen erfordert auch Maßnahmen der Personalfüh-
rung, die eine effiziente Arbeit der StVK sicherstellen.

Gründe:

Die Verfassungsbeschwerde ist ... offensichtlich begründet, so 
dass die Kammer ihr stattgibt (§ 93 c Abs. 1 BVerfGG), soweit 
sich der Bf. gegen das Versäumen der Zweijahresfrist (§ 67 e 
StGB) wendet. LG und OLG haben durch das Unterlassen der 
Überprüfung innerhalb der durch § 67 e Abs. 2 StGB gesetzten 
Frist das Grundrecht des Bf. aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG verletzt. 
Die Sicherungsverwahrung stellt einen erheblichen Eingriff in 
das Freiheitsgrundrecht dar. Die Verhältnismäßigkeit dieses 
Eingriffs wird durch verfahrensrechtliche Sicherungen und 
durch eine inhaltliche Ausgestaltung des Vollzuges der Frei-
heitsentziehungen erreicht.

1. a) Verfahrensrechtlich muss gewährleistet sein, dass das 
Vollstreckungsgericht die Notwendigkeit weiterer Maßregel-
vollstreckung regelmäßig überprüft und dabei besonderen An-
forderungen an die Wahrheitserforschung gerecht wird (vgl. 
BVerfG, NJW 2004, 739 <743>). Die Vorschriften über die 
regelmäßige Überprüfung der weiteren Vollstreckung der Si-
cherungsverwahrung (§ 67 d Abs. 2 und 3 und § 67 e StGB), 
über die dazu regelmäßig erforderliche Anhörung des Betrof-
fenen (§§ 463 Abs. 1, 454 Abs. 1 StPO) und über die zur 
Vorbereitung einer in Erwägung gezogenen Aussetzung gebo-
tene sachverständige Begutachtung (§§ 463 Abs. 1, 454 Abs. 
2 StPO) dienen der Wahrung des Übermaßverbotes bei der 
Beschränkung des Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG. Ihre 
Missachtung kann dieses Grundrecht verletzen, wenn es sich 
um eine nicht mehr vertretbare Fehlhaltung gegenüber dem 
das Grundrecht sichernden Verfahrensrecht handelt, die auf 
eine grundsätzlich unrichtige Anschauung von der Bedeutung 

des Grundrechts schließen lässt (vgl. BVerfGE 18, 85 <93>; 
72, 105 <114 f.>).

b) Die Missachtung der Zweijahresfrist (§ 67 e Abs. 1 S. 2, 
Abs. 2 StGB) durch das LG Hamburg ist nicht mehr vertret-
bar. Die Untätigkeit der Großen Strafkammer 5 findet keine 
Rechtfertigung. Der Geschäftsgang der Kammer muss in der 
Verantwortung entweder des Vorsitzenden oder eines Bericht-
erstatters eine Fristenkontrolle vorsehen, die die Vorbereitung 
einer rechtzeitigen Entscheidung vor Ablauf der Zweijahresfrist 
sicherstellt. Dabei muss berücksichtigt werden, dass in aller 
Regel der Betroffene persönlich anzuhören ist (§§ 463 Abs. 1, 
454 Abs. 1 StPO) und dass auch für eine sachverständige Be-
gutachtung ausreichend Zeit verbleibt, wenn die Kammer eine 
Aussetzung der weiteren Vollstreckung erwägen sollte (§§ 463 
Abs. 1, 454 Abs. 2 StPO). Die vorgesehene Entscheidungsfrist 
von zwei Jahren seit der letzten Überprüfungsentscheidung lässt 
dafür ausreichend Raum.

Ein zu einer Grundrechtsverletzung führender Verfahrens-
verstoß liegt nicht bereits in jeder Verzögerung des Geschäfts-
ablaufs, die zu einer Überschreitung der Frist führt. Zu solchen 
Verzögerungen kann es auch bei sorgfältiger Führung des Ver-
fahrens kommen. Die Gründe, die das LG für das Versäumen 
der Zweijahresfrist angeführt hat, sind nicht geeignet, die Ver-
zögerung der Entscheidung zu rechtfertigen. Die Führung des 
Verfahrens durch die StVK lässt nicht erkennen, dass sich die 
befassten Richter überhaupt an die durch § 67 e Abs. 1 S. 2 
Abs. 2 StGB gesetzte Frist gebunden fühlten, geschweige denn, 
dass sie die grundrechtsschützende Funktion dieser Fristsetzung 
erkannt hätten.

Die mehr als zwei Monate vor dem Ablauf der Zweijahres-
frist beschlossene Beiordnung eines neuen Pflichtverteidigers 
rechtfertigt es nicht, dass die fristgebundene Entscheidung noch 
immer nicht ergangen ist. Es ist nicht erkennbar, weshalb die 
Bestellung des Pflichtverteidigers die Kammer von der Anhö-
rung des Bf. vor Ablauf der Frist abhalten musste. Der Zeitraum 
von mehr als zwei Monaten reichte aus, um dem Verteidiger 
für die Akteneinsicht und eine etwaige Stellungnahme eine Frist 
zu setzen, die eine Entscheidung vor Ablauf der Zweijahresfrist 
ermöglicht hätte. Eine solche Fristsetzung wäre auch unter Be-
rücksichtigung einer Einarbeitung in das von dem Pflichtvertei-
diger neu übernommene Mandat möglich gewesen, ohne dass 
es zu einer Verzögerung gekommen wäre.

Selbst nach der Anhörung des Bf., die die StVK mehr als zwei 
Monate nach Fristablauf durchgeführt hat, ist nicht zu erken-
nen, dass die StVK die Angelegenheit wenigstens als eilbedürf-
tig angesehen hätte, um die Fristüberschreitung so gering wie 
möglich zu halten. Stattdessen veranlasste der Berichterstatter 
weitere Stellungnahmen der JVA, stellte eine erneute Anhö-
rung in Aussicht und notierte eine Wiedervorlagefrist von sechs 
Wochen. Einem solchen Hinauszögern der Entscheidung hätte 
eine erneute Überprüfung innerhalb des Zweijahresintervalls 
(§ 67 e Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 StGB) vorgezogen werden 
müssen, wenn die StVK bei einer rechtzeitigen Entscheidung 
dazu gekommen wäre, dass die Sicherungsverwahrung zwar 
fortdauern müsse, aber Anlass zu kurzfristiger Aufklärung von 
Gesichtspunkten bestehe, die in naher Zukunft eine dem Bf. 
günstigere Entscheidung oder wenigstens eine ihm dienliche 
Neuplanung des Vollzuges und insbesondere der Therapiebe-
mühungen nahe legen könnten.

c) Auch dem vom OLG hinzugefügten Hinweis, eine Ent-
scheidung der StVK könne schon deshalb nicht ergehen, weil 
die Akten auf das Rechtsmittel des Bf. dem OLG hätten über-
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